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Vorwort 

Das deutsche Steuerrecht ist wiederholt und permanent den Ände-
rungen der neuesten Gesetzgebung unterworfen. Nichtan-
wendungserlasse, Jahressteuergesetz und andere Vorhaben er-
schweren dem Anwender und dem Theoretiker die Verfolgung der 
neuesten Intention des Gesetzgebers. Diese Ausgabe befindet sich 
auf dem Stand Januar 2010; aufgrund der erwarteten Gesetzesände-
rungen sollte der Nutzer und Leser dieses Buches die Judikatur und 
Legislative stets im Auge behalten, um sicherzustellen, auf dem 
neuesten Stand zu sein. 
Ein einheitliches Steuergesetzbuch mit sehr wenigen Subventionen 
und einfachen Norminhalten sollte das Ziel der Forschung und des 
Gesetzgebers sein. Stattdessen wird das deutsche Steuerrecht immer 
differenzierter und komplizierter. Die große Steuerreform blieb bis-
lang aus, obwohl einige gute Ideen erste Ansätze versprachen. Es ist 
ein offenes Geheimnis, dass die besten Ansätze nicht vom Gesetzge-
ber, sondern aus der Praxis kommen, weil dort die Verknüpfung 
von Theorie und Anwendung im Einzelfall tagtäglich stattfindet 
und mit der permanenten Arbeit mit dem deutschen Steuerrechts 
auch dessen größte Probleme hervortreten. 
Für die Studenten und Auszubildenden, die sich erstmals in das 
Steuerrecht einarbeiten müssen, stellt diese Materie eine große Her-
ausforderung dar. Nichtsdestotrotz ist es unerlässlich, sich mit den 
Grundlagen des Steuerrechts, Handelsrechts und Bilanzrechts zu 
beschäftigen, da diese Vorschriften elementaren Einfluss auf ein je-
des Unternehmen ausüben. Jeder Student sollte erkennen, dass und 
wie die richtige und sinnvolle Anwendung im Einzelfall das Unter-
nehmen vorantreibt und dem gewünschten Ziel näher bringt. Zu 
erkennen, dass das Steuerrecht Möglichkeiten zur Gestaltung bietet, 
sollte das Ziel jedes Studenten sein. Dieses Buch soll dazu beitragen, 
dieses Lernziel zu verwirklichen. Aufgrund der Fülle von Einzel-
vorschriften und des komplexen Inhaltes der einzelnen Normen 
und der intensiven Verknüpfung untereinander, kann dieses Werk 
lediglich einen groben Überblick über das Steuerrecht bieten. Ein-
zelheiten müssen den Standardkommentaren und der Gesetzge-
bung entnommen werden. Dieses Werk ist bewusst im Umfang 
klein gehalten worden, damit der Student den richtigen Einstieg in 
die Materie findet. Nach der Durcharbeitung dieses Buches sollten 
einzelne Schwerpunkte anhand der differenzierenden Meinungen 
und der Judikatur nachgearbeitet werden. Nur so kann sicherge-
stellt werden, dass der Lernerfolg eintritt. 
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Nach Möglichkeit wurden die neuesten Inhalte eingearbeitet; 
gleichwohl kann kein Anspruch auf Vollständigkeit gegeben sein, 
da sich bereits zum Zeitpunkt des Druckes dieser Ausgabe Ände-
rungen ergaben. 
 
 
 
 

Elmshorn, im Januar 2010  
Dr. Thomas Schmallowsky 

Lehrbeauftragter (FH Schmalkalden und HSBA (FH)) 
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Einleitung und Übersicht 

Grundlage eines jeden Studiums ist die Kenntnis des Ertragsteuer-
rechts, da dieses wiederum Grundlage weiterer Gesetze und Ver-
waltungsanweisungen ist. Elementare Grundlage eines jeden Studi-
ums ist auch die Kenntnis von Bilanzrecht und Handelsrecht. Die 
einzelnen Gesellschaftsarten und Rechtsformen sowie die Kenntnis 
von Bilanzierungsgrundsätzen führen zu einem besseren Verständ-
nis des Steuerrechts. Zudem wird in den einzelnen Vorschriften eine 
dezidierte Kenntnis über die Unterschiede der einzelnen Rechtsfor-
men und der damit in Verbindung stehenden Rechtsfolgen verlangt. 
Ohne die Kenntnis des Handelsgesetzbuches und der internationa-
len Rechnungslegungsvorschriften ist heutzutage das Steuerrecht 
kaum noch überschaubar. Auch die Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofes nimmt immer größeren Einfluss auf das deut-
sche Steuerrecht. So ist es unabdingbar, die 6. Mehrwertsteuer-
richtlinie zu kennen und sich einen kleinen Überblick über die eu-
ropäische Rechtsprechung, welche elementare Wirkung für jeden 
Steuerpflichtigen entfaltet, zu verschaffen. 
Dieses Buch beschäftigt sich zunächst mit dem Einkommen-
steuerrecht und verweist danach auf das Körperschaftsteuerrecht 
und das Gewerbesteuerrecht.  
Weiter soll ein Einblick in das Umsatzsteuerrecht erfolgen, welches 
mit Beginn des Jahres 2010 eine elementare Rechtsänderungen er-
fahren hat.  
Nicht zuletzt sind Verfahrensfragen von elementarer Bedeutung. 
Auf die Abgabenordnung und Finanzgerichtsordnung wird daher 
intensiv eingegangen. 
Es wird kein Anspruch erhoben, sämtliche Rechtsprechung und Li-
teratur dieser umfangreichen Sachgebiete berücksichtigt zu haben. 
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I.  Einkommensteuerrecht (EStG)  

Rechtsgrundlagen für die Besteuerung ergeben sich aus dem EStG 
und der EStDV. Spezialvorschriften enthalten die AO und andere 
Steuergesetze wie DBA etc. 
EStR sind die Verwaltung bindende Anweisungen zur Anwendung 
des EStG. Darin werden Zweifelsfragen und Auslegungsfragen von 
allgemeiner Bedeutung hinsichtlich immer wiederkehrender Sach-
verhalte behandelt. Sichergestellt werden soll damit die Einheitlich-
keit der Anwendung des Steuerrechts, sowie die Verfahrensökono-
mie der Finanzbehörden. Ergänzende Verfügungen, Erlasse und 
Richtlinien vervollständigen die Anwendung der Steuerrechtsvor-
schriften. 
Dem Einkommensteuergesetz liegt in § 1 EStG der Grundsatz der 
unbeschränkten Steuerpflicht zu Grunde. Da die Einkommensteuer 
eine Personensteuer darstellt, beurteilt sich die Steuerpflicht nach 
der subjektiven Pflicht zur Entrichtung von Steuern. Ausschließlich 
natürliche Personen im Sinne des § 1 BGB sind für sich einzeln steu-
erpflichtig. Die persönliche Steuerpflicht definiert denjenigen, der in 
den Steuergesetzen als Steuerpflichtiger bezeichnet wird. Unter-
schieden wird im deutschen Steuerrecht ferner zwischen persönli-
cher und sachlicher Steuerpflicht.1 
Die sachliche Steuerpflicht definiert die Verwirklichung eines Tatbe-
standes, der eine Steuerschuld entstehen lässt. 
Die Steuerpflicht beginnt mit der Vollendung der Geburt und endet 
mit dem Tode. Andere Kriterien spielen für die Steuerpflicht keine 
wesentliche Rolle. 
Jede natürliche Person mit Wohnsitz in Deutschland ist mit ihrem 
Welteinkommen in Deutschland steuerpflichtig. Dies bedeutet, dass 
jedes Einkommen, welches von einem in Deutschland Steuerpflich-
tigen erzielt wird, in der Besteuerung ebenfalls in Deutschland un-
terliegt. 
Ausnahmen bieten Doppelbesteuerungsabkommen, auf die hier 
nicht weiter eingegangen werden soll. 
Sachlich erfolgt eine Besteuerung, wenn ein zu versteuerndes Ein-
kommen vorliegt. Bitte beachten Sie, dass auch Einkünfte aus verbo-
tenen Tätigkeiten der Besteuerung unterliegen (vergleiche § 40 AO). 
§ 1 Abs. 1 S. 1 EStG enthält eine Übersicht der Voraussetzungen, um 

                                                      
1 Heinicke/Schmidt, EStG, § 1 Rn. 1 ff. 


